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1 Vorbemerkungen 

Die Knauf Deutsche Gipswerke KG betreibt im Bereich des Alten Stolbergs in Rottleberode einen Gips-/ 

Anhydrittagebau. Für den Tagebau wird die Zulassung eines obligatorischen Rahmenbetriebsplanes 

gemäß § 52 Abs. 2a beantragt, um Planungssicherheit für die nächsten Jahre zu erreichen. 

Gegenstand des Rahmenbetriebsplanes ist die Flächenoptimierung hinsichtlich der Lagerstättenvorräte. 

Dafür ist beabsichtigt, auf eine Abbaufläche innerhalb des Bergwerkseigentums (BWE) zu verzichten und 

dafür eine Fläche außerhalb des BWE in Anspruch zu nehmen. 

 

Abbildung 1: Darstellung der Antragsflächen (nicht maßstäblich) 

 

Das bergbauliche Vorhaben liegt vollständig im Landschaftsschutzgebiet „Alter Stolberg“ im Freistaat 

Thüringen. Mit Wirkung vom 01.09.1970 erfolgte die erste Festlegung des LSG. Nachfolgende Verände-

rung zur Abgrenzung des LSG, zuletzt durch die „Dritte Thüringer Verordnung zur Änderung der Abgren-

zung des  Landschaftsschutzgebietes Alter Stolberg vom 29.09.1998“, führten zur jetzigen Flächengröße 

von 4.322 ha.  
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2 Eingriffsbewertung 

2.1 Grundsätzliches 

Aufgabe der Eingriffs-/Ausgleichbilanzierung im Rahmenbetriebsplan ist es, die Maßnahmen darzustel-

len, die einen Eingriff in Natur und Landschaft bedeuten und die der Verwirklichung der Ziele des Natur-

schutzes und der Landschaftspflege dienen. 

Dabei soll zunächst nachgewiesen werden, dass alle Möglichkeiten ausgeschöpft wurden, die mit der 

Baumaßnahme einhergehenden Eingriffe und Konflikte zu vermeiden und zu mindern, falls dies nicht 

möglich ist, sind die nicht vermeidbaren Eingriffe auszugleichen bzw., falls ein Ausgleich nicht möglich ist, 

sind Ersatzmaßnahmen vorzuschlagen. 

Um Art und Ausmaß der Eingriffe festzustellen, ist es erforderlich, die landschaftsökologischen Gege-

benheiten zu erfassen und deren Bedeutung  für den Landschaftshaushalt, das Landschaftsbild und das 

Nutzungsgefüge zu ermitteln. 

Das geschah umfangreich in folgenden Dokumenten, die Anlagen zum Rahmenbetriebsplan sind: 

A 5.1 Faunistische und floristische Untersuchungen im Bergwerksfeld Rottleberode 

A 5.3  Artenschutzfachbeitrag 

A 5.4 NATURA 2000 - Verträglichkeitsstudie 

A 5.5 Umweltverträglichkeitsstudie mit integriertem Landschaftspflegerischen Begleitplan  

 

2.2 Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung 

Die Notwendigkeit der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung ergibt sich aus der Naturschutzgesetzgebung 

und dem Thüringer Waldgesetz. Sie ist umfangreich im Punkt 6 der Anlage 5.5 - Umweltverträglichkeits-

studie mit integriertem Landschaftspflegerischen Begleitplan dargestellt. 

1.1.1 Eingriffsbilanzierung 

Für den Rahmenbetriebsplan wurde ein naturschutzfachlicher Kompensationsumfang von 2.181.367 

Wertpunkten ermittelt. Die vorhabenbezogene Waldbilanz weist eine erforderliche Ausgleichsauffors-

tungsfläche von 1.911.649 m² aus. 

1.1.2 Kompensationsmaßnahmen 

Die Rekultivierungsmaßnahmen werden sukzessive entsprechend des Abbaufortschrittes durchgeführt. 

Leitbild der Rekultivierung ist 

- die weitestgehende Wiederherstellung gipskarsttypischer Oberflächenformen bei Beachtung des 

Reliefs der angrenzenden Bereich und Initiierung typischer Gipskarsterscheinungen, 
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- die standortgerechte Aufforstung und naturnahe Bewirtschaftung und das Zulassen der natürli-

chen Waldentwicklung suf geeigneten Flächen, 

- die Entwicklung von wertvollen naturtypischen Sonderbiotopen durch Offenlassen von süd- bis 

südwestexponierten Gipssteilwänden. 

Die zeitliche Abfolge des Vorhabens einschließlich Rekultivierung gestaltet sich entsprechend Abb. 2. 

 

 

Abbildung 2: Zeitliche Abfolge von Abbau und Rekultivierung 

 

Entsprechend des oben beschriebenen Leitbildes wurde folgender Flächenansatz für die Bilanzie-

rung nach Naturschutzrecht gewählt: 

- Pflanzung und Entwicklung von naturnahen Laubwäldern mit standortgerechter Artenzusammen-

setzung auf 95 % der Rekultivierungsfläche 

- Entwicklung von wertvollen, gipskarsttypischen Offenstandorten mit Halb-/Trockenrasen, Stau-

denfluren trockenwarmer Standorte und Felsfluren auf 5 % der Rekultivierungsfläche 

Die Bilanzierungssumme ergibt 4.572.000 Wertpunkte nach Naturschutzrecht. Damit ergibt sich ein deut-

licher Wertpunkteüberschuss aus den verfügbaren Rekultivierungs- und Kompensationsflächen.  

Die für den Waldausgleich erforderliche Aufforstungsfläche beträgt ca. 191,2 ha. Die im Tagebau entste-

henden Rekultivierungsflächen und die verfügbaren Kompensationsflächen aus dem Ausgleichsflächen-
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kataster ergeben insgesamt 206,6 ha. Der zur Verfügung stehende Flächenüberschuss für Aufforstungen 

beträgt somit ca. 15 ha. 

 

3 Antrag auf Befreiung nach § 67 BNatSchG von den Verboten 

nach § 26 BNatSchG bzw. nach § 7 ThürNatG  

Gemäß § 67 BNatSchG bzw. § 36a ThürNatG kann eine Befreiung von den Verboten in einem Land-

schaftsschutzgebiet gewährt werden, wenn dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interes-

ses, einschließlich sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist. Das Nichterteilen einer Befreiung 

würde dazu führen, dass in letzter Konsequenz die Produktion von Baustoffen und Bauprodukten am 

Standort Rottleberode wesentlich eingeschränkt wird. Zu beachten ist dabei, dass die Gewinnung der 

Rohstoffe für die gesamte Fläche des Bergwerkseigentums bereits mit einem Rahmenbetriebsplan nach 

§ 52 Abs. 2 BBergG zugelassen ist. 

Wie dem vorherigen Gliederungspunkt zu entnehmen ist, kann der Eingriff, hervorgerufen durch den Ab-

bau von Rohstoffen, durch Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen werden. 

Aus diesem Grund wird für den Abbau von Gips- und Anhydritgestein im Tagebau sowie für die 

Umsetzung der Rekultivierungsmaßnahmen entsprechend der vorliegenden Planung nach § 67 

BNatSchG eine entsprechende Befreiung von den Verboten der Landschaftsgebietsverordnung 

für das LSG „Alter Stolberg“ beantragt. 

 

 

 

 

 

 


